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Der Senat verkindet das nachstehende von der Burgerschaft (Landtag) beschlossene
Gesetz:

81
Freiheit der Presse

(1) Die Presse ist frei. Sie dient der freiheitlichen demokratischen Grundordnung.

(2) Die Freiheit der Presse unterliegt nur den Beschrankungen, die durch das Grundgesetz
unmittelbar und in seinem Rahmen durch die Landesverfassung der Freien Hansestadt
Bremen und durch dieses Gesetz zugelassen sind.

(3) Sondermalinahmen jeder Art, die die Pressefreiheit beeintrachtigen, sind verboten.

(4) Berufsorganisationen der.Presse mit Zwangsmitgliedschaft und eine mit hoheitlicher
Gewalt ausgestattete Standesgerichtsbarkeit der Presse sind unzulassig.

§2
Zulassungsfreiheit

Die Pressetatigkeit einschliel3lich der Errichtung eines Verlagsunternehmens oder eines
sonstigen Betriebes der Presse bedarf keiner Zulassung.

§3
Offentliche Aufgabe der Presse

Die Presse erfullt eine 6ffentliche Aufgabe.
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§4
Informationsrecht der Presse

(1) Die Behorden des Landes und der Gemeinden sowie die der Aufsicht des Landes
unterliegenden Kdrperschaften des offentlichen Rechts sind verpflichtet, den Vertretern der
Presse in Angelegenheiten von offentlichem Interesse Auskinfte zu erteilen, die dazu
dienen, Nachrichten zu beschaffen und zu verbreiten, Stellung zu nehmen, Kritik zu Gben
oder in anderer Weise an der Meinungsbildung mitzuwirken.

(2) Auskinfte konnen verweigert werden, soweit

1. durch ihre Erteilung die sachgemé&l3e Durchfihrung eines schwebenden Verfahrens
vereitelt, erschwert, verzdgert oder gefahrdet werden kdnnte oder

2. Vorschriften Gber die Geheimhaltung entgegenstehen_oder

3. ein Uberwiegendes offentliches oder schutzwirdiges privates Interesse verletzt
wirde.

(3) Allgemeine Anordnungen, die einer Behorde Auskunfte an die Presse verbieten, sind
unzulassig.

(4) Der Verleger einer Zeitung oder Zeitschrift kann von den Behorden verlangen, dal’ ihm
deren amtliche Bekanntmachungen nicht spater als seinen Mitbewerbern zur Verwendung
zugeleitet werden.

§5
Veroffentlichung amtlicher Schriftstiicke

Die Presse darf Anklageschriften oder andere amtliche Schriftstiicke eines Straf-,
Disziplinar- oder BuR3geldverfahrens vor ihrer Erérterung in 6ffentlicher Verhandlung oder
vor Abschlul3 des Verfahrens.nur mit Genehmigung der zustandigen Behérde
veroffentlichen.

§6
Sorgfaltspflicht der Presse

Die Presse hat alle Nachrichten vor ihrer Verbreitung mit der nach den Umstanden
gebotenen Sorgfalt auf Wahrheit, Inhalt und Herkunft zu prifen. Die Verpflichtung,
Druckwerke von strafbarem Inhalt freizuhalten oder Druckwerke strafbaren Inhalts nicht zu
verbreiten, bleibt unberihrt.
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§7
Begriffshestimmungen

(1) Druckwerke im Sinne dieses Gesetzes sind alle mittels der Buchdruckerpresse oder
eines sonstigen zur Massenherstellung geeigneten Vervielfaltigungsverfahrens
hergestellten und zur Verbreitung bestimmten Schriften, besprochenen Tontrager,
bildlichen Darstellungen mit und ohne Schrift und Musikalien mit Text oder Erlauterungen.

(2) Zu den Druckwerken gehdren auch die vervielfaltigten Mitteilungen, mit denen
Nachrichtenagenturen, Pressekorrespondenzen, Materndienste, und ahnliche
Unternehmen die Presse mit Beitrdgen in Wort, Bild oder &hnlicher Weise versorgen. Als
Druckwerke gelten ferner die von einem presseredaktionellen Hilfsunternehmen
gelieferten Mitteilungen ohne Rucksicht auf die technische Form, in dersie geliefert
werden.

(3) Den Bestimmungen dieses Gesetzes uber Druckwerke unterliegen nicht

1. amtliche Druckwerke, soweit sie ausschlief3lich amtliche Mitteilungen enthalten,

2. die nur Zwecken des Gewerbes und Verkehrs, des hauslichen und geselligen Lebens
dienenden Druckwerke, wie Formulare, Preislisten, Werbedrucksachen,
Familienanzeigen, Geschafts-, Jahres<und Verwaltungsberichte und dergleichen
sowie Stimmzettel fir Wahlen.

(4) Periodische Druckwerke sind Zeitungen, Zeitschriften und andere Druckwerke, die in
standiger, wenn auch unregelmafdiger.Folge und im Abstand von nicht mehr als sechs
Monaten erscheinen.

§8
Impressum

(1) Auf jedem im Geltungshereich dieses Gesetzes erscheinenden Druckwerk missen
Name oder Firma und Anschrift des Druckers und des Verlegers, beim Selbstverlag Name
und Anschrift des Verfassers oder des Herausgebers genannt sein.

(2) Auf den periodischen Druckwerken sind ferner der Name und die Anschrift des
verantwortlichen Redakteurs anzugeben. Sind mehrere Redakteure verantwortlich, so
mul3 das Impressum die in Satz 1 geforderten Angaben flr jeden von ihnen enthalten.
Hierbei ist kenntlich zu machen, fir welchen Teil oder sachlichen Bereich des Druckwerks
jeder einzelne verantwortlich ist. Fir den Anzeigenteil ist ein Verantwortlicher zu
benennen; fur diesen gelten die Vorschriften Gber den verantwortlichen Redakteur
entsprechend.
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(3) Zeitungen und Anschluf3zeitungen, die regelmalRig wesentliche Teile fertig
ubernehmen, haben im Impressum auch den fiir den tbernommenen Teil verantwortlichen
Redakteur zu benennen.

§9
Persdnliche Anforderungen an den verantwortlichen Redakteur

(1) Als verantwortlicher Redakteur kann nicht tatig sein und beschaftigt werden, wer

1. seinen standigen Aufenthalt au3erhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes hat,

2. infolge Richterspruchs die Fahigkeit zur Bekleidung 6ffentlicher Amter, die Fahigkeit,
Rechte aus 6ffentlichen Wahlen zu erlangen oder das Recht, in 6ffentlichen
Angelegenheiten zu wahlen oder zu stimmen, nicht besitzt,

3. Grundrechte verwirkt hat,

4. das 21. Lebensjahr nicht vollendet hat,

5. nicht oder nur beschréankt geschéaftsfahig ist,

6. nicht unbeschrénkt strafrechtlich verfelgt werden kann.

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 Nr. 4und 5 gelten nicht fir Druckwerke, die von
Jugendlichen fur Jugendliche herausgegeben werden.

(3) Von der Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 kann der Senator fiir Inneres im
Einvernehmen mit dem Senator.fur Justiz und Verfassung in besonderen Féllen auf Antrag
Befreiung erteilen.

§10
Kennzeichnung entgeltlicher Veréffentlichungen

Hat der Verleger eines periodischen Druckwerks fir eine Verdéffentlichung ein Entgelt
erhalten, gefordert oder sich versprechen lassen, so hat er diese Veroffentlichung, soweit
sie nicht schon durch Anordnung und Gestaltung allgemein als Anzeige zu erkennen ist,
deutlich mit dem Wort ,Anzeige“ zu bezeichnen.

§11
Gegendarstellungsanspruch

(1) Der verantwortliche Redakteur und der Verleger eines periodischen Druckwerkes sind
verpflichtet, eine Gegendarstellung der Person oder Stelle zum Abdruck zu bringen, die
durch eine in dem Druckwerk aufgestellte Tatsachenbehauptung betroffen ist. Die
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Verpflichtung erstreckt sich auf alle Nebenausgaben des Druckwerkes, in denen die
Tatsachenbehauptung erschienen ist.

(2) Die Pflicht zum Abdruck einer Gegendarstellung besteht nicht, wenn

1. die betroffene Person oder Stelle kein berechtigtes Interesse an der Veroffentlichung
hat oder

2. die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht angemessen ist oder

3. es sich um eine Anzeige handelt, die ausschlief3lich

dem geschaftlichen Verkehr dient.

Uberschreitet die Gegendarstellung nicht den Umfang des'beanstandeten Textes, so gilt
sie als angemessen. Die Gegendarstellung muf3 sich auf tatsachliche Angaben
beschranken und darf keinen strafbaren Inhalt haben{Sie bedarf der Schriftform. Der
Betroffene kann den Abdruck nur verlangen, wenn die Gegendarstellung unverzuglich,
spatestens 3. Monate nach der Veroffentlichung, dem verantwortlichen Redakteur oder
dem Verleger zugeht.

(3) Die Gegendarstellung muf3 in der nach,Empfang der Einsendung nachstfolgenden, fur
den Druck nicht abgeschlossenen Nummer, in'dem gleichen Teil des Druckwerks und mit
gleichwertiger Plazierung, gleicher Schriftgréf3e und Auszeichnung wie der beanstandete
Text ohne Einschaltungen und Weglassungen abgedruckt werden. Die Gegendarstellung
darf nicht in Form eines Leserbriefes erscheinen. Der Abdruck ist kostenfrei, es sei denn,
dafR es sich um eine Gegendarstellung zu einer im Anzeigenteil verbreiteten
Tatsachenbehauptung handelt. Wer sich zu der Gegendarstellung in derselben Nummer
auRRert, muf3 sich auf tatsachliche Angaben beschranken. Druckt ein Unternehmen der in §
7 Absatz 2 genannten Art, eine Zeitung oder Zeitschrift, eine Gegendarstellung ab, so hat
die Gegendarstellung'gleichfalls unverziglich zu veréffentlichen, wer die behaupteten
Tatsachen Ubernommen hatte.

(4) Fur die Durchsetzung des vergeblich geltend gemachten Gegendarstellungsanspruchs
ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Auf Antrag des Betroffenen kann das Gericht
anordnen, dal3 der verantwortliche Redakteur und der Verleger eine Gegendarstellung in
der Form des Absatzes 3 verdffentlichen. Auf dieses Verfahren sind die Vorschriften der
Zivilprozel3ordnung Uber das Verfahren auf Erlal3 einer einstweiligen Verfligung
entsprechend anzuwenden. Eine Gefahrdung des Anspruchs braucht nicht glaubhaft
gemacht zu werden. Ein Hauptverfahren findet nicht statt.
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(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten nicht fur wahrheitsgetreue Berichte Uber offentliche
Sitzungen der gesetzgebenden oder beschlieenden Organe des Bundes, der Lander und
der Gemeinden (Gemeindeverbénde) sowie der Gerichte.

§12
Anbietungspflicht der Verleger und Drucker

(1) Von jedem Druckwerk, das im Geltungsbereich dieses Gesetzes verlegt wird, hat der
Verleger der Staatsbibliothek in Bremen je ein Stiick anzubieten und auf Verlangen
abzuliefern (Pflichtexemplare). Das gleiche gilt fur die Geschéfts-, Jahres- und
Verwaltungsberichte, sofern sie nicht unter § 7 Absatz 3 Ziffer 1 fallen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fur den Drucker, wenn das Druckwerk keinen Verleger hat
oder auf3erhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes verlegt wird.

(3) Verleger und Drucker periodischer Druckwerke gentgen ihrer. Pflicht nach den
Absatzen 1 und 2, wenn sie das von ihnen verlegte oder.gedruckte periodische Druckwerk
beim erstmaligen Erscheinen und am Beginn jedes Kalenderjahres zum laufenden Bezug
anbieten.

(4) Der Senator fir das Bildungswesen wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Senator fur Inneres durch Rechtsverordnung Bestimmungen tber die Ausgabe und die
Ausstattung des anzubietenden Druckwerkes, die Meldepflicht der Drucker und die
Ablieferungsfristen zu erlassen.

§13
Anordnung der Beschlagnahme

(1) Die Beschlagnahme eines Druckwerks kann nur der Richter anordnen.
(2) Die Beschlagnahme darf nur angeordnet werden, wenn

1. dringende Grunde flr die.Annahme vorliegen, dafl? die Einziehung des Druckwerks
angeordnet oder vorbehalten wird und

2. inden Féllen, in denen die Einziehung einen Antrag oder eine Ermachtigung
voraussetzt, dringende Grunde fur die Annahme vorliegen, daf3 der Antrag gestellt
oder die Erméchtigung erteilt wird.

(3) Die Beschlagnahme darf nicht angeordnet werden, wenn

1. der mitihr verfolgte und erreichbare Rechtsschutz offensichtlich geringer wiegt als ein
durch die Beschlagnahme geféhrdetes offentliches Interesse an unverzoégerter
Unterrichtung durch das Druckwerk oder
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2. ohne weiteres feststeht, dal3 die nachteiligen Folgen der Beschlagnahme aul3er
Verhéltnis zu der Bedeutung der Sache stehen.

§14
Umfang der Beschlagnahme

(1) Die Anordnung der Beschlagnahme erfal3t nur die Stiicke eines Druckwerks, die sich
im Besitz des Verfassers, Verlegers, Herausgebers, Redakteurs, Druckers, Handlers oder
anderer bei der Herstellung, Veroffentlichung oder Verbreitung mitwirkender Personen
befinden, sowie die 6ffentlich ausgelegten oder offentlich angebotenen oder sonst zur
Verbreitung oder Vervielféaltigung bestimmten Druckstiicke; die Beschlagnahme kann in
der Anordnung noch weiter beschréankt werden. Die Beschlagnahme kann auf
Druckformen, Platten und Matrizen oder entsprechende, den‘gedanklichen Inhalt der
Veroffentlichung tragende Vervielfaltigungsmittel ausgedehnt werden.

(2) In der Beschlagnahmeanordnung sind die Stellen des Druckwerkes unter Anfiihrung
der verletzten Gesetze zu bezeichnen, die zur Beschlagnahme Anlal3 geben.
Ausscheidbare Teile, die nichts Strafbares enthalten, sind von der Beschlagnahme
auszuschlie3en.

(3) Die Beschlagnahme kann dadurch abgewendet werden, dal3 der Betroffene den Teil
des Druckwerkes, der zur Beschlagnahme AnlalR gegeben hat, von der Vervielfaltigung
oder der Verbreitung unverziglich ausschlief3t.

§15
Verbreitungsverbot fiir beschlagnahmte Druckwerke

Waéhrend der Dauer einer Beschlagnahme ist die Verbreitung des von ihr betroffenen
Druckwerkes oder der Wiederdruck des Teiles, der zur Beschlagnahme Anlal3 gegeben
hat, verboten.

§16
Aufhebung der Beschlagnahme

(1) Die Beschlagnahmeanordnung ist aufzuheben, wenn nicht binnen eines Monats die
offentliche Klage erhoben oder die selbstéandige Einziehung beantragt ist.

(2) Reicht die in Absatz 1 bezeichnete Frist wegen des Umfangs des Verfahrens oder
infolge erheblicher Beweisschwierigkeiten nicht aus, so kann das Gericht auf Antrag der
Staatsanwaltschaft die Frist verlangern. Der Antrag kann einmal wiederholt werden.

(3) Solange weder die 6ffentliche Klage erhoben noch ein Antrag auf selbstandige
Einziehung gestellt ist, ist die Beschlagnahmeanordnung aufzuheben, wenn die
Staatsanwaltschaft dies beantragt. Gleichzeitig mit dem Antrag tritt das Verbot nach 8§ 15
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aul3er Kraft. Die Staatsanwaltschaft hat die Betroffenen von der Antragstellung zu
unterrichten.

8§17
Entschadigung fir fehlerhafte Beschlagnahme

(1) War die Beschlagnahme unzulassig oder erweist sich ihre Anordnung als nicht
begrindet, so ist dem durch die Beschlagnahme unmittelbar Betroffenen auf Antrag eine
angemessene Entschadigung in Geld zu gewahren. Dies gilt auch, wenn die
Beschlagnahmeanordnung fortbesteht, obwohl sie nach § 16 Absatz 1 aufzuheben war.

(2) Der Anspruch kann nur geltend gemacht werden, wenn die Beschlagnahme
aufgehoben oder wenn weder im Hauptverfahren noch im Einziehungsverfahren (88 440,
441 Abs. 1 bis 3 der StrafprozefRordnung) die Einziehung des Druckwerks angeordnet
oder vorbehalten (8§ 40 b Abs. 2 des Strafgesetzbuches) worden ist. Der Anspruch entfallt,
wenn die Bestrafung oder die Entscheidung tber die Einziehung nur deshalb unterblieben
ist, weil kein Antrag gestellt oder keine Ermachtigung erteilt worden ist.

(3) Die Entschadigung wird fir den durch die Beschlagnahme verursachten
Vermogensschaden geleistet. Entschadigungspflichtig ist das Land.

(4) Der Antrag nach Absatz 1 ist binnen drei Monaten nach der Bekanntmachung der in
Absatz 2 genannten Entscheidung bei derStaatsanwaltschaft des Landgerichts zu stellen.
Uber den Antrag entscheidet der Senator fiir Justiz und Verfassung. Gegen diesen
Bescheid ist binnen einer Ausschluffrist vonisechs Monaten nach Zustellung die Klage
zulassig. Das Landgericht ist ohne Rucksicht auf den Wert des Streitgegenstandes
ausschlief3lich zustandig.

§18
Vorlaufige Sicherstellung

() Die Staatsanwaltschaft.oder ithre Hilfsbeamten durfen ein Druckwerk ohne richterliche
Beschlagnahme zu anderen Zwecken als zur Beweissicherung vorlaufig sicherstellen,
wenn seine Herstellung oder Verbreitung

1. als Friedensverrat, Hochverrat, Gefahrdung des demokratischen Rechtsstaates,
Landesverrat, Gefahrdung der aul3eren Sicherheit oder

2. nachden 8890a,90b, 109 b, 109 g, 110, 129, 130, 184 des Strafgesetzbuches

mit Strafe bedroht ist und wenn eine richterliche Anordnung der Beschlagnahme nicht
rechtzeitig herbeigefihrt werden kann. Im Falle des § 184 des Strafgesetzbuches darf ein
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Druckwerk nur vorlaufig sichergestellt werden, wenn sein Inhalt das Schamgefuhl
offensichtlich grob verletzt.

(2) Die vorlaufige Sicherstellung ist unzuléssig bei Tageszeitungen und bei solchen
periodisch erscheinenden Zeitungen und Zeitschriften, die auf dem bei Zeitungen und
Zeitschriften tblichen Wege verbreitet werden.

(3) Uber die Bestatigung oder Aufhebung der vorlaufigen Sicherstellung entscheidet das
zustandige Gericht. Die Staatsanwaltschaft hat die Entscheidung binnen 24 Stunden nach
der Sicherstellung zu beantragen. Das Gericht hat binnen 24 Stunden nach Eingang des
Antrages zu entscheiden.

(4) Ist die vorlaufige Sicherstellung von einem Hilfsbeamtender Staatsanwaltschaft
angeordnet worden, so mul3 er die Vorgange spatestens innerhalb,12 Stunden der
Staatsanwaltschaft vorlegen.

(5) Die vorlaufige Sicherstellung wird unwirksam, wenn nicht binnen 5 Tagen seit ihrer
Anordnung der Beschlagnahmebeschlu3 der Behorde mitgeteilt ist, die die Sicherstellung
angeordnet hat; die vorlaufig sichergestellten Stlicke des Druckwerkes sind unverziglich
freizugeben.

(6) Der Beschlul? des Gerichts, der die vorlaufige Sicherstellung aufhebt, ist unanfechtbar.

(7) Im Ubrigen finden die Vorschriften des.§ 13 Absétze 2 und 3, des § 14 und des § 17 auf
die vorlaufige Sicherstellung entsprechende/Anwendung.

§19
Beschlagnahme zur Beweissicherung

Auf die Beschlagnahme einzelner. Stlicke eines Druckwerks zur Sicherung des Beweises
sind die §8 13 bis 18 nicht'anzuwenden.

§20
Strafrechtliche Verantwortung

Ist durch ein Druckwerk der Tatbestand einer mit Strafe bedrohten Handlung verwirklicht
worden und hat

1. Dbei periodischen Druckwerken der verantwortliche Redakteur oder

2. bei sonstigen Druckwerken der Verleger

vorsatzlich oder fahrlassig seine Verpflichtung verletzt, Druckwerke von strafbarem Inhalt
freizuhalten, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft,
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soweit er nicht wegen der Handlung schon nach den allgemeinen Strafgesetzen als Tater
oder Teilnehmer strafbar ist.

§21
Strafbare Verletzung der Presseordnung

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer vorsatzlich

1. entgegen der Vorschrift des 8 5 amtliche Schriftstlicke veré6ffentlicht,

2. als Verleger eine Person zum verantwortlichen Redakteur bestellt, die nicht den
Anforderungen des § 9 entspricht,

3. als verantwortlicher Redakteur zeichnet, obwohl er die Voraussetzungen des § 9 nicht
erfullt,

4. als verantwortlicher Redakteur oder Verleger - beim Selbstverlage als Verfasser oder
Herausgeber - bei einem Druckwerk strafbaren Inhalts. den Vorschriften Gber das
Impressum (& 8) zuwiderhandelt,

5. entgegen dem Verbot des § 15 ein beschlagnahmtes Druckwerk verbreitet oder
wieder abdruckt.

§22
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wervorsatzlich oder fahrlassig

1. als verantwortlicher Redakteur oder Verleger - beim Selbstverlag als Verfasser oder
Herausgeber - den.Vorschriften Uber das Impressum (8 8) zuwiderhandelt oder als
Unternehmer Druckwerke verbreitet, in denen die nach § 8 vorgeschriebenen
Angaben (Impressum) ganz oder teilweise fehlen,

2. als Verleger oder als Verantwortlicher (8 8 Absatz 2 Satz 4) eine Verdffentlichung
gegen Entgelt nicht als Anzeige kenntlich macht oder kenntlich machen |aR3t (8 10).

(2) Ordnungswidrig handelt, wer fahrlassig einen der in § 21 genannten Tatbestande
verwirklicht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 10 000 Deutsche Mark
geahndet werden.
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(4) Sachlich zustandige Verwaltungsbehoérde fir die Verfolgung und Ahndung der
Ordnungswidrigkeit ist die Ortspolizeibehorde.

§23
Zeugnisverweigerungsrecht, Beschlagnahme- und Durchsuchungsverbot

(1) Redakteure, Journalisten, Verleger, Herausgeber, Drucker und andere, die bei der
Herstellung oder Verdoffentlichung eines periodischen Druckwerks berufsmafdig mitwirken,
sind berechtigt, das Zeugnis dartber zu verweigern,

1. wer bei einer Vero6ffentlichung im redaktionellen Teil oder einer zur Vero6ffentlichung in
diesem Teil bestimmten AuRerung der Verfasser, Einsender oder Gewahrsmann ist
und

2. welchen Inhalt die AuRerung und die zugrunde liegende-Mitteilung des
Gewéhrsmannes haben.

(2) Schriftstiicke und Unterlagen, die sich im Gewahrsam der nach Absatz 1 zur
Zeugnisverweigerung Berechtigten oder in den Raumen der Redaktion, des Verlages oder
der Druckerei befinden, durfen nicht zu dem Zweck beschlagnahmt werden,

1. die Person des Verfassers, Einsendersyoder Gewahrsmannes oder

2. den Inhalt einer zur Veroffentlichuing bestimmten AuRerung oder der einer
Veroffentlichung zugrunde liegenden Mitteilung

zu ermitteln oder nachzuweisen.

(3) Bei den nach Absatz 1 zur Zeugnis Verweigerung Berechtigten und in den im Absatz 2
genannten Raumen darf keine.Durchsuchung zu den im Absatz 2 bezeichneten Zwecken
stattfinden.

§24
Verjahrung

(1) Die Verfolgung strafbarer Handlungen,

1. die durch die Veroffentlichung oder Verbreitung von Druckwerken strafbaren Inhalts
begangen werden oder

2. die in diesem Gesetz sonst mit Strafe bedroht sind, verjahrt bei Verbrechen in einem
Jahr, bei Vergehen in sechs Monaten.
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(2) Die Verfolgung der in § 22 genannten Ordnungswidrigkeiten verjahrt in drei Monaten.

(3) Die Verjahrung beginnt mit der Verdffentlichung oder Verbreitung des Druckwerks. Wird
das Druckwerk in Teilen veroffentlicht oder verbreitet oder wird es neu aufgelegt, so
beginnt die Verjahrung erneut mit der Veréffentlichung oder Verbreitung der weiteren Teile
oder Auflagen.

§25
Geltung fiir den Rundfunk

(1) Die Grundsatze der Freiheit der Presse (8 1), der offentlichen Aufgabe der Presse (8
3), des Informationsrechts der Presse (8 4), der Verotffentlichung amtlicher Schriftstiicke (8
5), der Sorgfaltspflicht der Presse (& 6) gelten auch fir den Rundfunk.

(2) Der Gegendarstellungsanspruch (8 11) gilt mit folgender Mafl3gabe: Die
Gegendarstellung muf3 unverziglich fir den gleichen Bereich und.zu einer gleichwertigen
Sendezeit wie die beanstandete Sendung verbreitet werden.

(3) Die Vorschriften der 88 20, 21 Nr. 1 und 22 Ahsatz 2 gelten auch fur den Rundfunk. An
die Stelle des Verlegers tritt der Intendant.

(4) Das Zeugnisverweigerungsrecht (§ 23) gilt mit folgender Mal3gabe: Zur Verweigerung
des Zeugnisses sind berechtigt Intendanten, Programmdirektoren, Redakteure und
andere, die bei der Verbreitung oder Durchfihrung einer Sendung berufsmafig mitgewirkt
haben.

(5) Das Gesetz uber die Errichtung und die Aufgaben einer Anstalt des 6ffentlichen Rechts
- ,Radio Bremen" - vom 22. November 1948 (SaBremR 225-b-1) sowie das Gesetz Uiber
die Errichtung einer Anstalt des offentlichen Rechts - ,Zweites Deutsches Fernsehen* -
vom 22. Februar 1962 (SaBremR 225-c-1) bleiben unberihrt.

§ 26
SchluBbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten aul3er Kraft

a) 86 des preulischen Gesetzes uber die Presse vom 12. Mai 1851 (GS S. 273),
b) das Reichsgesetz uber die Presse vom 7. Mai 1874 (RGBI. S. 65), zuletzt ge&ndert

durch das Gesetz zur Anderung des Strafgesetzbuches vom 28. Juni 1935 (RGBI. |
S. 839),
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c) das Gesetz zum Schutz der Freiheit der Presse vom 20. Dezember 1948 (SaBremR
225-a-1),

d) das Gesetz Uber die Abgabe von Freistiicken der Druckwerke an die Staatsbibliothek
vom 25. Juli 1933 (SaBremR 221-b-1).

Bremen, den 16. Marz 1965

Der Senat

Seite 13 von 13



	Gesetz über die Presse (Pressegesetz)
	Pressegesetz
	§ 1 Freiheit der Presse
	§ 2 Zulassungsfreiheit
	§ 3 Öffentliche Aufgabe der Presse
	§ 4 Informationsrecht der Presse
	§ 5 Veröffentlichung amtlicher Schriftstücke
	§ 6 Sorgfaltspflicht der Presse
	§ 7 Begriffsbestimmungen
	§ 8 Impressum
	§ 9 Persönliche Anforderungen an den verantwortlichen Redakteur
	§ 10 Kennzeichnung entgeltlicher Veröffentlichungen
	§ 11 Gegendarstellungsanspruch
	§ 12 Anbietungspflicht der Verleger und Drucker
	§ 13 Anordnung der Beschlagnahme
	§ 14 Umfang der Beschlagnahme
	§ 15 Verbreitungsverbot für beschlagnahmte Druckwerke
	§ 16 Aufhebung der Beschlagnahme
	§ 17 Entschädigung für fehlerhafte Beschlagnahme
	§ 18 Vorläufige Sicherstellung
	§ 19 Beschlagnahme zur Beweissicherung
	§ 20 Strafrechtliche Verantwortung
	§ 21 Strafbare Verletzung der Presseordnung
	§ 22 Ordnungswidrigkeiten
	§ 23 Zeugnisverweigerungsrecht, Beschlagnahme- und Durchsuchungsverbot
	§ 24 Verjährung
	§ 25 Geltung für den Rundfunk
	§ 26 Schlußbestimmungen



